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In Ergänzung der Planzeichnung wird folgendes festgesetzt: 

A. BAUPLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN GEMÄß § 9 BAUGB I.V.M. §§ 1 - 23 BAUNVO

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

1.1. WA = Allgemeines Wohngebiet (§ 4 BauNVO) 

Folgende, nach § 4 Abs. 2 BauNVO aufgeführten Nutzungen sind allgemein zulässig: 

▪ Wohngebäude,

▪ die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften

sowie nicht störenden Handwerksbetriebe,

▪ Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke.

Folgende, nach § 4 Abs. 3 BauNVO aufgeführten Nutzungen können ausnahmsweise 

zugelassen werden: 

▪ Betriebe des Beherbergungsgewerbes,

▪ sonstige nicht störende Gewerbebetriebe,

▪ Anlagen für Verwaltungen.

Folgende, nach § 4 Abs. 3 BauNVO vorgesehene Ausnahmen werden gem. 

§ 1 Abs. 6 BauNVO nicht Bestandteil des Bebauungsplanes:

▪ Gartenbaubetriebe und

▪ Tankstellen.

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

Die Festsetzung des Maßes der baulichen Nutzung erfolgt über die Festsetzung von

Grundflächenzahl GRZ (§ 16 und § 19 BauNVO) sowie durch die Festsetzung der Zahl

der Vollgeschosse (§ 16 und § 20 BauNVO) und der Höhe der baulichen Anlagen (§ 16

und § 18 BauNVO).

2.1. Grundflächenzahl 

Eine Überschreitung der festgesetzten Grundflächenzahl durch die in § 19 Abs. 4 Satz 1 

BauNVO genannten baulichen Anlagen ist bis zu einer Grundflächenzahl von max. 0,85 

zulässig.  

2.2. Zahl der Vollgeschosse (§ 16 und § 20 BauNVO) 

Siehe Planzeichnung 

2.3. Höhe baulicher Anlagen (§ 18 BauNVO) 

Die im Plangebiet zulässige max. Gebäudehöhe (GHmax.) ist gem. Planzeichnung als 

Höchstmaß festgesetzt. 

Die maximal zulässige Höhe baulicher Anlagen ist durch Planeintrag in Metern über 

Normalhöhennull (m. ü. NHN) festgesetzt. 

Die maximale Gebäudehöhe darf durch Anlagen zur Energie- sowie zur 

Warmwassergewinnung sowie durch technische Dachaufbauten um max. 1,0 m 

überschritten werden.  
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3. Bauweise, überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)

3.1. Bauweise (§ 22 BauNVO) 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes wird die abweichende Bauweise 

gem. § 22 Abs. 4 BauNVO festgesetzt. Das Hauptgebäude ist mit seitlichem 

Grenzabstand, jedoch ohne Längenbeschränkung zu errichten. 

3.2. Überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen 

(§ 23 BauNVO i.V.m. § 12 BauNVO)

Die überbaubaren Grundstücksflächen werden gemäß Planzeichnung ausschließlich 

durch Baugrenzen bestimmt. 

Die Tiefgarage einschließlich ihrer Ein- und Ausfahrten ist innerhalb der überbaubaren 

Grundstücksflächen sowie auf den dafür vorgesehenen festgesetzten Flächen zulässig. 

Oberirdische nicht überdachte Stellplätze sind auf den dafür vorgesehenen 

festgesetzten Flächen zulässig. Die Zulässigkeit von Nebenanlagen im Sinne des § 14 

BauNVO sowie von baulichen Anlagen, soweit sie nach Landesrecht in den 

Abstandsflächen zulässig sind oder zugelassen werden können, beurteilt sich über die 

nach § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB festgesetzten Flächen hinaus nach § 23 Abs. 5 BauNVO. 

4. Umgrenzung von Flächen für Tiefgaragen einschließlich

ihrer Ein- und Ausfahrten sowie die Umgrenzung von Flächen für Stellplätze

(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB)

Innerhalb der festgesetzten Fläche für Stellplätze sind ausschließlich oberirdische nicht 

überdachte Stellplätze zulässig. Für darüberhinausgehende Stellplatzanlagen 

außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche findet die Rechtsgrundlage 

§ 23 Abs. 5 BauNVO Anwendung.

5. Verkehrsflächen und Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung

(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB) mit der Zweckbestimmung:

5.1. „Private Parkfläche“ 

Auf der als „Private Parkfläche“ festgesetzten Fläche sind Stellplätze sowie erforderliche 

Zuwegungen / Zufahrten zulässig.   

Darüber hinaus sind innerhalb der Fläche sonstige Bepflanzungen sowie die unter Ziff. 

6.7 genannte Anlage zulässig.  

5.2. „Fahrradboxen“ 

Auf der als Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung „Fahrradboxen“ festgesetzten 

Fläche sind Fahrradabstellanlagen in Form geschlossener Fahrradboxen sowie die 

erforderlichen Zuwegungen / Zufahrten zulässig.  

Darüber hinaus sind innerhalb der Fläche sonstige Bepflanzungen sowie die unter Ziff. 

6.7 genannte Anlage zulässig.   
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6. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und

Landschaft sowie Festsetzungen für das Anpflanzen und den Erhalt von

Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 20, 25a und

25b BauGB)

6.1. Maßnahme M1 - Erhalt von Bäumen 

Die in der Planzeichnung gekennzeichneten Baumstandorte sind dauerhaft zu erhalten 

und zu pflegen. Ausfälle sind zu ersetzen.  

Hinweis: Zum Schutz, besonders gegen mechanische Schäden am Stamm,- Wurzel- 

und Kronenbereich während der Bauarbeiten, sind für die in der Planzeichnung 

festgesetzten Bäume Schutzmaßnahmen gemäß DIN 18920 zu treffen. Außerdem sind 

die Vorschriften zum Schutz von Bäumen und Vegetationsbeständen der R SBB zu 

beachten. 

6.2. Maßnahme M2 - Begrünung der Tiefgarage 

Die nicht überbaute Teil der Tiefgarage ist mit einer Substrathöhe / Vegetationsschicht 

von mind. 20 cm zu bedecken und mit Stauden, Gräsern und Kleingehölzen zu 

bepflanzen. Die Begrünung hat durch Ansaat oder Bepflanzung gemäß Pflanzliste A 

(siehe Kapitel D) zu erfolgen. Die Bepflanzung ist dauerhaft zu erhalten und zu pflegen. 

Hinweis: Alternativ wird auch eine Bepflanzung mit größeren Stauden und Kleingehölzen 

in Pflanzgefäßen oder auf einer im betreffenden Bereich partiell erhöhten Überdeckung 

empfohlen. Auch eine Bepflanzung mit Kleinbäumen in Bereichen mit einer partiell 

erhöhten Überdeckung ab 60 cm ist im Bereich der unterbauten Grundstücksflächen 

(Tiefgarage) möglich. 

6.3. Maßnahme M3 – Dachbegrünung 

Flachdächer und flachgeneigte Dächer (bis 12° Neigung) sind zu begrünen. Eine 

flächendeckende dauerhafte Begrünung ist in diesem Zusammenhang mit einer 

Substratschicht von min. 10 cm anzulegen. Die Begrünung kann durch Ansaat oder 

Bepflanzung gemäß Pflanzliste B (siehe Kapitel D) erfolgen. Die Bepflanzung ist 

dauerhaft zu erhalten. 

Hinweis: Eine Kombination mit Solar-/ Photovoltaikmodulen ist grundsätzlich möglich 

und kann zudem zu einer Leistungssteigerung der Module durch Senkung der 

Umgebungstemperatur durch Begrünung führen. 

6.4. Maßnahme M4 – Begrünung der nicht überbaubaren Grundstücksflächen  

Die nicht überbaubaren Grundstücksflächen sind, soweit sie nicht als 

Grundstückszufahrt oder Stellplatz oder für sonstige zulässige Nutzungen benötigt 

werden, auf Basis der Pflanzliste D (siehe Kapitel D) zu begrünen. Für sehr kleine 

schmale Restflächen können auch bodendeckende Pflanzen verwendet werden. Die 

Gestaltung und Belegung von Grundstücksbereichen mit Schotter, Splitt, Kies o.ä. 

Steinmaterial, zwecks Anlage sog. Schottergärten, ist unzulässig. 

6.5. Maßnahme M5 – Dachbegrünung der Fahrradboxen 

Auf den Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung – Fahrradboxen, sind die 

Dächer extensiv zu begrünen. Die Dachbegrünung ist dauerhaft zu erhalten und zu 

pflegen.  Als Substratschicht sind mind. 8 cm anzulegen. Die Begrünung kann durch 
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Ansaat oder Bepflanzung mit standortgerechten, trockenresistenten Bewuchs gemäß 

Pflanzliste B (siehe Kapitel D) erfolgen. 

6.6. Maßnahme M6 – Anlage von Verdunstungsbeeten 

Auf dem Hauptgrundstück sind Verdunstungsbeete mit einer Gesamtfläche von 

mindestens 140 m² anzulegen. Die Beete sind seitlich und nach unten hin abzudichten, 

sodass das zugeführte Wasser gesammelt, gespeichert und über die gepflanzte 

Vegetation gemäß Pflanzliste C (siehe Kapitel D) als Verdunstung abgeben wird.  Das 

Beet darf kein oder nur geringes Gefälle an der Oberfläche aufweisen. Zudem muss es 

mit einem Überlauf versehen werden, welcher vor Überflutung schützt. Die Bepflanzung 

ist dauerhaft zu erhalten und bei Abgängen zu ersetzen. 

Hinweis: Die Verdunstungsbeete sind für den Anschluss folgender Flächen vorgesehen: 

Dachterrassen, Balkone, Vordächer, die Parkplätze und Zuwegungen des 

Hauptgrundstückes. 

6.7. Maßnahme M7 – Anlage von flachen Gräben mit Bewuchs 

Auf den Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung sind flache Gräben mit 

Bewuchs mit einer Gesamtfläche von mindestens 20 m² anzulegen. Die flachen Gräben 

sind mit entsprechender Bepflanzung gemäß Pflanzliste C (siehe Kapitel D) zu begrünen 

und mit einem Stichmaß von 30 cm, ohne Längsgefälle anzulegen. Der Oberboden soll 

mindestens 15 cm betragen und der Unterboden ist gering versickerungsfähig gestaltet 

werden.  Eine Drainage muss den angrenzenden Straßenraum vor Durchnässung 

schützen. Die flachen Gräben mit Bewuchs sind zu pflegen und instand zu halten. 

Hinweis: Die Anlage von Gräben mit Bewuchs ist für den Anschluss folgender Flächen 

vorgesehen: Parkplätze, Fahrgassen und Zuwegungen des Nebengrundstückes 

(Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung), sowie die Fahrradboxen. 

6.8. Maßnahme M8 – Wasserdurchlässiger Bodenbelag 

Im Bereich des Tiefgaragendaches sind die Wege, sowie die Verkehrsflächen 

besonderer Zweckbestimmung mit einem wasserdurchlässigen Bodenbelag zu 

gestalten. 

Der Abflussbeiwert darf dabei 0,7 nicht überschreiten. Auch der Unterbau ist 

entsprechend wasserdurchlässig zu gestalten. 

7. Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des

Bundesimmissionsschutzgesetzes sowie die zur Vermeidung oder Minderung

solcher Einwirkungen zu treffenden baulichen und sonstigen technischen

Vorkehrungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

Zum Schutz vor Außenlärm sind für Außenbauteile von Aufenthaltsräumen die

Anforderungen der Luftschalldämmung nach DIN 4109 „Schallschutz im Hochbau“,

Ausgabe Januar 2018 einzuhalten. Die erforderlichen resultierenden Schalldämm-Maße

der Außenbauteile ergeben sich aus der „Ermittlung der Lärmeinwirkungen und der

maßgeblichen Außenlärmpegel“ (vRR von Rekowski und Partner mbB) und den dort

geschossweisen bestimmten Anforderungen an Schalldämmmaße: Für die

Schallschutzbemessung der Außenbauteile sind die in nachfolgender Tabelle

ausgewiesenen maßgeblichen Außenlärmpegel (Maximalwerte) relevant.
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Fassadenpunkte – Maßgebliche Außenlärmpegel (Maximalwert) 

In Höhe 3. Obergeschoss  

(Quelle: vRR von Rekowski und Partner mbB) 

7.1. Anordnung fensterunabhängiger Lüftungselementen in Wohnbereichen 

Innerhalb der im Plangebiet gekennzeichneten Flächen sind in den schutzbedürftigen 

Räumen, die überwiegend zum Schlafen genutzt werden können, fensterunabhängige, 

schallgedämmte Lüftungen einzubauen oder technische Maßnahmen vorzusehen, die 

eine ausreichende Belüftung (Mindestluftwechsel gemäß DIN 1946-6: 2019-12 

‘Raumlufttechnik – Teil 6: Lüftung von Wohnungen‘) bei Einhaltung der Anforderungen 

an die Schalldämmung der Außenbauteile sicherstellen. 

Es können Ausnahmen von dieser Festsetzung zugelassen werden, soweit im 

Baugenehmigungsverfahren nachgewiesen wird, dass die Immissionsrichtwerte der TA 

Lärm eingehalten werden. 

7.2. Anordnung von schalltechnischen Maßnahmen bei Außenwohnbereichen 

Innerhalb der im Plangebiet gekennzeichneten Flächen ist, soweit im Bereich der 

Terrassen, Balkone und Loggien die gutachterlich zugrunde gelegten Orientierungs-

werte von Lr = 55 dB(A) im Tagzeitraum überschritten werden, diesen Überschreitungen 

durch abschirmende Maßnahmen, wie z. B. die Anordnung einer massiven Brüstung, 

Erhöhung der Brüstung oder ggfs. Anordnung von Wintergärten entgegenzuwirken. 

Es können Ausnahmen von dieser Festsetzung zugelassen werden, soweit im 

Baugenehmigungsverfahren nachgewiesen wird, dass geringere maßgebliche 

Außenlärmpegel vorliegen. 
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B. SATZUNG ÜBER ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN

GEMÄß § 74 LANDESBAUORDNUNG BADEN-WÜRTTEMBERG (LBO)

1. Gestaltung baulicher Anlagen (§ 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO)

1.1. Dachform und Dachneigung  

Zulässig sind Flachdächer und flachgeneigte Dächer bis max. 12° Dachneigung. 

C. HINWEISE UND EMPFEHLUNGEN OHNE FESTSETZUNGSCHARAKTER

1. Artenschutzrechtliche Vorgaben

Gehölzfällungen

Bäume und Sträucher dürfen entsprechend der Vorgabe des § 39 Abs. 5 S. 1 Nr. 2

BNatSchG nicht in der Zeit vom 1. März bis zum 30. September abgeschnitten, auf den

Stock gesetzt, oder beseitigt werden.

Hiervon kann abgesehen werden, wenn nach Abstimmung mit der Unteren

Naturschutzbehörde eine Prüfung auf Bruten durch eine ökologische Fachkraft erfolgt

und keine Brutaktivität in den relevanten Gehölzen stattfindet.

Schutz von Bäumen bei Baumaßnahmen gemäß DIN 18920

Während der Durchführung von Erd- und Baumaßnahmen sind die im Plangebiet

vorhandenen Gehölzstrukturen einschließlich ihres Wurzelraums gemäß DIN 18920 zu

sichern. In Bereichen, in denen die Bauarbeiten bis unmittelbar an die Wurzel- und/oder

Kronenbereich der Bäume heranreichen, sind vor Beginn der Bauarbeiten

einzelfallbezogene Baumschutzmaßnahmen in Abstimmung mit einer fachlich

qualifizierten Person festzulegen.

Bei Abgang sind die Gehölze gleichartig zu ersetzen.

Fledermausschutz & Brutvogelschutz bei Rodungsarbeiten

Ca. 1 Jahr vor den Rodungsarbeiten sind die Bäume auf dem Planungsgebiet durch eine

faunistisch fachkundige Person auf Besatz zu überprüfen. Dabei sind insbesondere die

festgestellten Spalten und Astlöcher hinsichtlich ihrer Eignung als Fledermausquartier

zu untersuchen. Werden Quartiere für Fledermäuse oder Vögel nachgewiesen, sind in

Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehörde Maßnahmen zum Ausgleich des

Quartierverlusts festzulegen.

Hinweis: Da der Zeitpunkt der Rodungsarbeiten bisher noch schwer abschätzbar ist,

kann alternativ eine zeitnahe Überprüfung der Bäume mit potentieller Quartierseigung

überprüft werden. Werden Vogel- oder Fledermausquartiere festgestellt, sind in

Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehörde Maßnahmen zum Ausgleich des

Quartier-verlusts festzulegen und anschließend die Quartiere zu verschließen. Die

Rodung ist dann ebenfalls ausschließlich zwischen Mitte Oktober bis Ende Februar

(15.10.-28./29.02) durchzuführen.

Fledermausschutz & Brutvogelschutz: Gebäudekontrolle

Kontrolle des Bestandsgebäudes vor Beginn der Bau-, und Abrissarbeiten auf

Fledermaus-, und Brutvogelbesatz. Diese Tätigkeit ist durch eine ökologische Fachkraft

durchzuführen bzw. zu begleiten. Das Ergebnis ist der Unteren Naturschutzbehörde

rechtzeitig vor Beginn der Bau-, und Abrissarbeiten mitzuteilen. Werden Vorkommen
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festgestellt, ist das weitere Vorgehen mit der Unteren Naturschutzbehörde 

abzustimmen. 

Hinweis: Da der Beginn der Bau-, und Abrissarbeiten aktuell noch schwer abschätzbar 

ist, kann alternativ eine frühzeitige Überprüfung des Gebäudes mit anschließendem 

Verschließen potentieller Quartiere und ggf. Schaffung von Ersatzquartieren eine 

geeignete Vorgehensweise. Das Vorgehen ist hierbei ebenfalls mit der Unteren 

Naturschutzbehörde abzustimmen. 

Insektenfreundliche Außenbeleuchtung 

Für die Straßen- und Außenbeleuchtung sind insektendicht eingehauste Lampen mit 

Abstrahlrichtung nach unten und einer Farbtemperatur von max. 3.000 K (warmweiß) zu 

verwenden (Empfehlungen im Sinne von § 21 Abs. 3 des Gesetzes des Landes Baden-

Württemberg zum Schutz der Natur und zur Pflege der Landschaft (NatschG) und nach 

derzeitigem wissenschaftlichem Kenntnisstand). 

Insektenhotels 

Die Errichtung von Nisthilfen für Insekten „Insektenhotel“ wird empfohlen. 

Hinweis zum Vogelschutz (Vogelschlag) 

Bei der Gestaltung und Ausführung von großflächigen, transparenten oder spiegelnden 

Fassaden- und Fensterflächen ist der Schutz von Vögeln vor Kollision (Vogelschlag) 

angemessen zu berücksichtigen. Es sind geeignete Maßnahmen zu treffen, um 

Kollisionen von Vögeln mit Glasflächen zu vermeiden, z.B. durch die Verwendung von 

vogelfreundlichem Glas oder dauerhaft wirksamen Markierungen gemäß dem aktuellen 

Stand der Technik (z.B. gemäß den Empfehlungen der Bundesarbeitergemeinschaft für 

Vogelschutz an Glasflächen).  

Ökologische Baubegleitung (ÖBB) mit Beginn der Ausführungsplanung 

Zur Gewährleistung der Umsetzung der landespflegerischen und artenschutzrechtlichen 

Auflagen, die den artspezifischen sowie gesetzlichen Anforderungen gerecht wird, wird 

angeraten mit Beginn der Ausführungsplanung auch eine ökologische Baubegleitung zu 

beauftragen. Die Tätigkeit ist von einer qualifizierten Fachkraft durchzuführen und dient 

der Einhaltung der Auflagen und Bedingungen in der Umsetzung der Planung. Die 

Überwachungsergebnisse werden so aufbereitet und dokumentiert, dass der 

Vorhabensträger seiner Nachweispflicht gegenüber den Genehmigungsbehörden 

nachkommt. 

2. Hinweise zum Themenaspekt „Boden“

2.1. Hinweise zum Schutz des Oberbodens gemäß DIN 18915 und DIN 19731 

▪ Vorhandener Oberboden ist vor Beginn der Bauarbeiten abzuschieben und

fachgerecht bis zur Wiederverwendung zu lagern, um seine Funktion als belebte

Boden-schicht und Substrat zu erhalten. Er darf nicht durch Baumaschinen verdichtet,

mit Unterboden vermischt oder überlagert werden. Die Vorgaben der DIN 18915

(schonender Umgang mit Oberboden) sind zu beachten, siehe auch § 202 BauGB.

▪ Anfallender unbelasteter Erdaushub ist einer Wiederverwertung zuzuführen und

soweit wie möglich auf dem Baugrundstück selbst wieder einzubauen und

landschaftsgerecht zu modellieren.
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2.2. Altablagerungen/Altlasten 

▪ Im Plangebiet ist im Bodenschutz- und Altlastenkataster folgende Fläche verzeichnet:

04568-000 Großbäckerei, Stettiner Str. 14, Hemsbach. Diese Fläche wurde am

07.02.2006 für den Wirkungspfad Boden-Grundwasser auf Beweis-niveau 1 mit dem

Handlungsbedarf A bewertet.

▪ Sollten im Rahmen von Baumaßnahmen Abfälle (z.B. Bauschutt, Hausmüll etc.)

angetroffen werden oder sich sonstige Hinweise (z.B. geruchliche / visuelle

Auffälligkeiten) ergeben, ist das Landratsamt Rhein-Neckar-Kreis, Wasserrechtsamt

zu informieren und weitere Maßnahmen einzuleiten.

2.3. Archäologische Denkmäler und Funde 

Seitens der Archäologischen Denkmalpflege wird um die Berücksichtigung der 

Regelungen der §§ 20 und 27 DSchG gebeten:  

▪ Sollten bei der Durchführung vorgesehener Erdarbeiten archäologische Funde oder

Befunde entdeckt werden, ist dies gemäß § 20 DSchG umgehend einer

Denkmalschutzbehörde oder der Gemeinde anzuzeigen.

▪ Archäologische Funde (Steinwerkzeuge, Metallteile, Keramikreste, Knochen, etc.)

oder Befunde (Gräber, Mauerreste, Brandschichten, auffällige Erdverfärbungen, etc.)

sind bis zum Ablauf des vierten Werktages nach der Anzeige in unverändertem

Zustand zu erhalten, sofern nicht die Denkmalschutzbehörde mit einer Verkürzung

der Frist einverstanden ist.

▪ Zuwiderhandlungen werden gem. §27 DSchG als Ordnungswidrigkeiten geahndet.

Bei der Sicherung und Dokumentation archäologischer Substanz ist zumindest mit

kurzfristigen Leerzeiten im Bauablauf zu rechnen. Es wird gebeten, die ausführenden

Baufirmen hierüber schriftlich in Kenntnis zu setzen.

2.4. Geologische und bodenkundliche Grundlagen 

▪ Im Plangebiet liegt eine Überdeckung aus den quartären Lockergesteinseinheiten

"Holozänes Auensediment" und "Mannheim-Formation" vor. Darüber hinaus ist die

Festgesteinseinheit "Tertiär" im Untergrund zu erwarten.

▪ Die lokalen geologischen Verhältnisse können der digitalen Geologischen Karte von

Baden-Württemberg 1: 50 000 (GeoLa) im LGRB-Kartenviewer entnommen werden.

Nähere Informationen zu den lithostratigraphischen Einheiten bieten die

geowissenschaftlichen Informationsportale LGRBwissen und LithoLex.

▪ Mit lokalen Auffüllungen vorangegangener Nutzungen, die ggf. nicht zur

Lastabtragung geeignet sind, sowie mit einem kleinräumig deutlich unterschiedlichen

Setzungsverhalten des Untergrundes ist zu rechnen. Ggf. vorhandene organische

Anteile können dort zu zusätzlichen bautechnischen Erschwernissen führen. Der

Grundwasserflurabstand kann bauwerksrelevant sein.

▪ Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen oder von

Bauarbeiten (z. B. zum genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl

und Tragfähigkeit des Gründungshorizonts, zum Grundwasser, zur Baugruben-

sicherung) werden objektbezogene Baugrunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-

2 bzw. DIN 4020 durch ein privates Ingenieurbüro empfohlen.
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2.5. Geothermie 

▪ Informationen zu den oberflächennahen geothermischen Untergrundverhältnissen

sind im Informationssystem „Oberflächennahe Geothermie für Baden-Württemberg“

(I-SONG) hinterlegt. ISONG liefert erste Informationen (Möglichkeiten und

Einschränkungen) zur geothermischen Nutzung des Untergrundes mit

Erdwärmesonden und Erdwärmekollektoren.

3. Hinweise zum Themenaspekt „Wasser“

3.1. Niederschlagswasserbewirtschaftung 

▪ Niederschlagswasser sollte möglichst zentral oder semizentral gesammelt und

versickert oder ortsnah in ein oberirdisches Gewässer eingeleitet werden.

Möglichkeiten zur Rückhaltung des Niederschlagswassers sollen genutzt werden.

▪ Niederschlagswasser darf nach § 2 der Niederschlagswasserverordnung erlaubnis-

frei versickert oder als Gemeingebrauch in ein oberirdisches Gewässer eingeleitet

werden, wenn es von folgenden Flächen stammt:

- Dachflächen, mit Ausnahme von Dachflächen in Gewerbegebieten und

Industriegebieten sowie Sondergebieten mit vergleichbaren Nutzungen,

- befestigten Grundstücksflächen, mit Ausnahme von gewerblich, handwerklich

und industriell genutzten Flächen,

- öffentlichen Straßen, die als Ortsstraßen der Erschließung von Wohngebieten

dienen, und öffentlichen Straßen außerhalb der geschlossenen Ortslage mit

Ausnahme der Fahrbahnen und Parkplätze von mehr als 2streifigen Straßen.

- beschränkt öffentlichen Wegen und Geh- und Radwegen, die Bestandteil einer

öffentlichen Straße sind.

▪ Die erlaubnisfreie Entwässerung des Niederschlagswassers von befestigten Flächen

über 1.200 m² ist dem Landratsamt Rhein-Neckar-Kreis, Wasserrechtsamt, vorher

anzuzeigen.

▪ Niederschlagswasser von Dachflächen wird schadlos beseitigt, wenn es flächenhaft

oder in Mulden auf mindestens 30 cm mächtigen bewachsenen Boden in das Grund-

wasser versickert wird.

▪ Niederschlagswasser, das von Metalldächern abfließt, ist behandlungsbedürftig und

die Einleitung in das Grundwasser/ in den Vorfluter ist erlaubnispflichtig. Zur

Vermeidung von langfristigen Schadstoffeinträgen in den Boden und in das

Grundwasser, wird empfohlen als Material zur Dacheindeckung unbeschichtete

Metalle (Kupfer, Zink, Blei) auszuschließen. Auch auf Regenrinnen und

Regenfallrohre aus diesen Materialien sollte verzichtet werden.

▪ Der Boden einer Tiefgarage ist wasserundurchlässig zu gestalten. Anfallendes Tropf- 

und Schleppwasser ist in einer Verdunstungsrinne zu sammeln. Dieses Wasser darf

nicht versickert werden. Sollte eine Verdunstungsrinne nicht ausreichend sein, ist die

erforderliche Entwässerung an die Schmutzwasserkanalisation anzuschließen.

3.2. Starkregen 

▪ Mit Starkregenereignissen (extremen, kaum vorhersehbare und räumlich begrenzte

Niederschläge) muss gerechnet werden. Es wird empfohlen, Objektschutz zu

betreiben und z.B. Untergeschosse oder Keller wasserdicht und Öffnungen



Bebauungsplan „An der Stettiner Straße“ 

und örtliche Bauvorschriften  

Textliche Festsetzungen  

Stadt Hemsbach 

Satzungsfassung 

Seite 10 von 15 BBP Stadtplanung Landschaftsplanung   |   Kaiserslautern   |   www.bbp-kl.de 

überflutungssicher auszuführen. Nicht zulässig hingegen sind nach § 37 Abs. 1 

Wasserhaushaltsgesetz (WHG) Maßnahmen, welche den Abfluss zu Lasten Dritter 

verändern. Dazu gehören zum Beispiel die Errichtung von baulichen und sonstigen 

Anlagen wie Gartenmauern und Geländeauffüllungen. Es wird darauf hingewiesen, 

dass Schäden durch Starkregenereignisse auch bei entsprechenden Vorkehrungen 

nicht ausgeschlossen werden können. 

3.3. Wasserversorgung 

▪ Wasserversorgungsanlagen sind gemäß § 44 Abs. 4 WG nach den allgemein

anerkannten Regeln der Technik zu errichten, zu unterhalten und zu betreiben.

▪ Die ausreichende Versorgung des Plangebietes mit Trink-, Brauch- und Löschwasser

ist durch Erweiterung des bestehenden öffentlichen Versorgungsnetzes sicher zu

stellen.

3.4. Grundwasserschutz 

▪ Um das Versickern von Schadstoffen (Öl, Kraftstoffe, Betriebsstoffe, Reifenabrieb,

Löschmittel) in Tiefgaragen durch unbeabsichtigt eintretendes Regenwasser,

Schmelzwasser aus Schnee oder Löschwasser zu vermeiden, empfehlen wir einen

wasserundurchlässigen Bodenbelag zu wählen.

▪ Brunnen und Grundwassermessstellen im Baufeld sind durch Errichtung baulicher

Sicherungseinrichtungen gegen Beschädigung zu schützen. Beschädigungen von

Brunnen und Grundwassermessstellen sind dem Grundstückseigentümer sowie dem

Wasserrechtsamt unverzüglich zu melden und in mindestens gleichwertiger

Ausführung zu beheben.

▪ Maßnahmen, bei denen aufgrund der Gründungstiefe mit Grundwasserfreilegung zu

rechnen ist, sind rechtzeitig vor der Ausführung beim Wasserrechtsamt, anzuzeigen.

Aktuelle und historische Grundwasserstände sind über den Daten und Kartendienst

der LUBW http://udo.lubw.baden-wuerttemberg.de/public/ erhältlich. Direktauskünfte

zu Grundwasserständen erteilt das Regierungspräsidium Karlsruhe.

▪ Die folgenden Vorhaben sind dem Wasserrechtsamt rechtzeitig vor Baubeginn

anzuzeigen:

- Entnahme von Grundwasser,

- Bohrungen in den Grundwasserleiter,

- Einbringen von Stoffen (z. B. Beton) ins Grundwasser.

Die Anzeige ist dem Wasserrechtsamt formlos mit allen für die Beurteilung notwen-

digen Unterlagen und Angaben vorzulegen. 

▪ Alle Arbeiten, die sich nachteilig auf die Grundwasserbeschaffenheit auswirken

können, erfordern eine wasserrechtliche Erlaubnis. Hierzu zählen insbesondere

Grundwasserabsenkungen. Mit den Arbeiten darf nicht vor Erteilung der Erlaubnis

begonnen werden.

▪ Ständige Grundwasserabsenkungen mit Ableitung in die Kanalisation oder in

Oberflächengewässer sind nicht erlaubt.

▪ Wird bei Baumaßnahmen unerwartet Grundwasser angeschnitten, sind die Arbeiten,

die zur Erschließung geführt haben unverzüglich einzustellen sowie das

Wasserrechtsamt zu verständigen.
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▪ Bei der Planung und dem Bau der Entwässerungseinrichtungen zur Ableitung der

Niederschlagswässer sind die Belange der Grundwasserneubildung zu beachten.

▪ Anlagen zur Versickerung von Niederschlagswasser, die ein dauerhaftes Vermindern

oder Durchstoßen von stauenden, das Grundwasser schützenden Deckschichten zur

Folge haben, sind nur in begründeten Ausnahmefällen und durch den Einsatz von

definiertem Filtermaterial (z. B. DiBt-zugelassenes Filtersubstrat, belebte

Bodenschicht, carbonathaltiger Sand) möglich.

▪ Der Bau und Betrieb von Erdwärmesondenanlagen erfordert grundsätzlich eine

wasserrechtliche Erlaubnis. Bei Planung einer Erdwärmesondenanlage ist frühzeitig

mit dem Wasserrechtsamt abzustimmen, ob die Anlage erlaubnisfähig ist.

4. Hinweise zum Schutz vor Kabeltrassen und Leitungen / zur Koordination der

Leitungsarbeiten und zu Erschließungsmaßnahmen

4.1. Hinweise der Telekom 

▪ Durch die Nachverdichtung des Gebietes wäre im Fall einer Anbindung der neuen

Gebäude an die vorhandene Telekommunikationsinfrastruktur der Telekom die

Verlegung neuer Telekommunikationslinien innerhalb und außerhalb des

Geltungsbereiches des Bebauungsplanes erforderlich.

▪ Die innerhalb des Plangebiets vorhandenen Telekommunikationslinien der Telekom

sind bei den Baumaßnahmen entsprechend zu sichern.

▪ In allen Straßen bzw. Gehwegen sind geeignete und ausreichende Trassen für die

Unterbringung der Telekommunikationslinien der Telekom vorzusehen.

▪ Vor Abriss bestehender Gebäude sind die Hausanschlüsse fachgerecht durch die

Telekom zurückbauen zu lassen.

▪ Bei der Bauausführung ist darauf zu achten, dass Beschädigungen vorhandener

Telekommunikationslinien vermieden werden und aus betrieblichen Gründen (z. B.

im Falle von Störungen) der ungehinderte Zugang zu den Telekommunikationslinien

jederzeit möglich ist. Insbesondere müssen Abdeckungen von Abzweigkästen und

Kabelschächten sowie oberirdische Gehäuse so weit freigehalten werden, dass sie

gefahrlos geöffnet und ggf. mit Kabelziehfahrzeugen angefahren werden können. Es

ist deshalb erforderlich, dass sich die Bauausführenden vor Beginn der Arbeiten über

die Lage der zum Zeitpunkt der Bauausführung vorhandenen Telekommunikations-

linien der Telekom informieren. Die Kabelschutzanweisung der Telekom ist zu

beachten.

▪ Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen ist das "Merkblatt über Baumstandorte und

unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen" der Forschungsgesellschaft für Straßen- 

und Verkehrswesen, Ausgabe 2013; siehe insbesondere Abschnitt 6, zu beachten.

4.2. Geologiedatengesetz (GeolDG) 

▪ Für geologische Untersuchungen und die daraus gewonnenen Daten besteht nach

den Bestimmungen des Geologiedatengesetzes (GeolDG) eine Übermittlungspflicht

gegenüber dem LGRB. Weitere Informationen hierzu stehen im LGRBanzeigeportal

zur Verfügung.
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D. PFLANZLISTEN

Die hier aufgeführten Pflanzenarten sind eine Auswahl der wichtigsten Arten. Die Listen

sind nicht abschließend. Es wird lediglich eine Auswahl möglicher Pflanzenarten

aufgeführt.

Entscheidend für eine standortgerechte und ökologische Pflanzenauswahl ist die

Verwendung von einheimischen Gehölzen.

In diesem Zusammenhang wird auf § 40 BNatSchG verwiesen, wonach ab dem 1. März

2020 nur gebietseigene Gehölze aus dem Vorkommensgebiet Nr. 4 (Westdeutsches

Bergland und Oberrheingraben) zu verwenden sind. Das Ausbringen gebietsfremder

Pflanzen in der freien Natur bedarf einer Genehmigung der zuständigen Behörde.

Ebenso ist bei der Ausbringung von Saatgutmischungen auf die Verwendung von

autochthonen Mischungen (aus der Herkunftsregion Nr. 9 - Oberrheingraben mit

Saarpfälzer Bergland) zu achten.

Es sollte darauf geachtet werden, dass möglichst robuste und einfach blühende Arten

und Sorten gepflanzt werden, die vorzugsweise durch ihre Blüte, Frucht und Dornen /

Stacheln besonderen Lebensraum für Vögel und Insekten bieten. Qualifizierte

Baumschulen bieten hierzu Beratung an.

Soweit der vorliegende Bebauungsplan nichts anderes regelt, ist auf die Einhaltung der

Grenzabstände nach dem Nachbarrecht von Baden-Württemberg zu achten (Abschnitt

4 §§ 11- 25 NRG). Insbesondere die Grenzabstände nach § 12 und 16 NRG sind zu

beachten.

Pflanzliste A:  Maßnahme M2 - Begrünung von Tiefgarage 

Gräser geeignet ab 15 - 20 cm Substrathöhe 

Avena sempervirens Blaustrahlhafer 

Carex pendula Hänge-Segge 

Festuca ovina Schaf-Schwingel 

Melica ciliata Wimper-Perlgras 

Molinia caerulea Gewöhnliches Pfeifengras 

Poa pratensis Wiesen-Rispengras 

Stauden geeignet ab 15- 20 cm Substrathöhe 

Achillea millefolium Gewöhnliche Schafgarbe 

Alchemilla mollis Frauenmantel 

Aster amellus Bergaster 

Campanula carpatica Glockenblume 

Centaurea dealbata Flockenblume 

Coreopsis verticillata Mädchenauge 

Delphinium ajacis Garten-Rittersporn 

Geranium sanguineum Blutroter Storchenschnabel 

Rudbeckia sullivantii Sonnenhut 

Sedum telephium „Herbstfreude“ Fettehenne 

Thymus serpyllum Feldthymian 

Verbascum thapsus Echte Königskerze 
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Gehölze geeignet ab 20 cm Substrathöhe 

Cystus kewensis Elfenbeinginster 

Cotoneaster microphyllus Zwergmispel 

Genista lydia Stein-Ginster 

Juniperus horizontales Kriechwacholder 

Spiraea japonica Japanischer Spierstrauch 

Pflanzliste B: Maßnahme M3 - Dachbegrünung / Maßnahme M5 - Begrünung der 

Fahrradboxen 

Eine Dachbegrünung sollte mit einer niedrigbleibenden Gräser-/Kräutermischung für 

Dachflächen erfolgen, der Sedum-Sprossen zugegeben werden können. Hierbei sollte 

auf die geprüfte Mischung RSM 6.1 Extensive Dachbegrünung (Regelaussaatmenge: 

5 g / qm) gemäß den Regelsaatgutmischungen der Forschungsgesellschaft Land-

schaftsentwicklung Landschaftsbau e.V. (FLL) zurückgegriffen werden. Diese garantie-

ren eine ausgewogene Mischung mit standortgerechten Gräser- und Kräuterarten mit 

gutem Anwuchsergebnis. Der Ansaat können Sedum-Sprossen beigemischt werden. 

Sedum album in Sorten Weißer Mauerpfeffer 

Sedum cauticola September-Fetthenne 

Sedum floriferum „Weihenst. Gold“ Gold-Fetthenne 

Sedum hybridum „Immergrünchen“ Mongolen-Fetthenne 

Sedum reflexum Tripmadam 

Sedum sexangulare Milder Mauerpfeffer 

Sedum spectabile „Herbstfreude“ Große Pracht-Fetthenne 

Sempervivum-Hybriden Dachwurz-Hybriden 

Pflanzliste C: Maßnahme M6 – Anlage von Verdunstungsbeete / Maßnahme M7 – 

Anlage von flachen Gräben mit Bewuchs 

Die Pflanzenauswahl für die Verdunstungsbeete und für die flachen Gräben sollte 

sowohl tiefwurzelnde als auch flachwurzelnde Pflanzen enthalten, um für eine 

abwechslungsreiche Struktur sorgen. Dabei eignen sich besonders Arten die 

wasserliebend, trockenresistent und robust sind. Sie sollten in der Lage sein mit 

wechselnden Feuchtigkeitsbedingungen zurecht zu kommen.  

Pflanzen für feuchte bis frisch- feuchte Stellen 

Angelica sylvestris Wald-Engelwurz 

Eutrochium maculatum gefleckter Wasserdost 

Filipendula ulmaria Hohe Mädesüß 

Filipendula vulgaris Kleine Mädesüß 

Molinia arundinacea Hohe Pfeifengras 

Pflanzen für frische bis trockene Stellen 

Genista tinctoria  Färberginster 

Lavendula angustifolia Lavendel 
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Origanum vulgare wilder Majoran 

Euphorbia amygdaloides var. robbiae Balkan-Wolfsmilch 

Heuchera villosa var. macrorrhizza zottige Silberglöckchen 

Bodendecker 

Geranium spp. Storchschnabel 

Potentilla reptans Kriechendes Fingerkraut 

Sangiusorba minor Kleiner Wiesenknopf 

Galium odoratum Waldmeister 

Zierpflanzen 

Lupinus spp. Lupinen 

Trifolium spp. Kleearten 

Solidago spp. Goldrute 

Centaurea montana Flockenblume 

Pflanzliste D: Maßnahme M4 - Begrünung der nicht überbaubaren 

Grundstücksflächen 

Bäume II  Ordnung 

Pflanzqualität: Hochstamm, Stammumfang 16 bis 18 cm, mit Ballen 

Die Auswahl der nachfolgenden Bäume erfolgte unter den Aspekten 

Trockenheitsresistenz sowie Winterhärte. Mit Ausnahme der Hainbuche dienen zudem 

alle Baumarten als Insektenfutter bzw. Bienennährpflanze. 

Acer campestre Feld-Ahorn 

Betula pendula Sandbirke 

Carpinus betulus Hainbuche 

Cornus mas Kornelkirsche 

Corylus colurna Baumhasel 

Gleditsia triacanthos Gleditschie 

Sorbus aria `Magnifica‘ Echte Mehlbeere 

Sorbus torminalis Elsbeere 

Tilia cordata i.S. Winterlinde 

Tilia tomentosa Silberlinde 

Sträucher 

Pflanzqualität: Strauch, verpflanzt, Höhe 125 bis 150 cm 

Berberis vulgaris Gemeine Berberitze 

Cornus sanguinea Hartriegel 

Corylus avellana Haselnuss 

Crataegus monogyna Eingriffliger Weißdorn 

Cystisus scoparius Besenginster 
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Euonimus europaeus Pfaffenhütchen 

Hippopha rhamnoides Sanddorn 

Ilex aquifolium Stechpalme 

Ligustrum vulgare Liguster 

Lonicera xylosteum Heckenkirsche 

Rosa canina Hundsrose 

Sambucus nigra Schwarzer Holunder 

Viburnum opulus Gemeiner Schneeball 
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